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ab 1. Juli 1922 zu laufen beginne und deshalb die zweiwöchige Anzeigefrist
gemäß Art. 9 des Armenkonkordates schon von diesem Zeitpunkt an zu rechnen sei.
Der Anspruch auf die konkordatsmäßige Beitragsleistung an diese
Mietzinsunterstützung sei daher verwirkt, d.h. er bestehe höchstens ab Ende August, als
dem Zeitpunkt der Anzeige.

Der Regierungsrat hat diesen Einwand als unbegründet zurückgewiesen
aus folgenden Erwägungen:

Es muß davon ausgegangen werden, daß der Mietzins erst Ende des Quatals
fällig Wird. Vorher kommt eine Zinszahlung nicht in Frage. Die zweiwöchige
Frist für die Konkordatsanzeige beginnt deshalb erst mit dem Fälligkeitstermin
zu laufen, somit ab Ende September. Zu diesem Ergebnis führen auch rein
praktische Erwägungen. Es kann häufig nicht schon bei Beginn des Quartals
vorausgesehen werden, daß die Miete am Ende des Quartals nicht wird bezahlt
werden können. Vor allen: ist darauf hinzuweisen, daß bisher von Armenbe-
hörden nicht unterstützte Personen erfahrungsgemäß bis zum letzten Moment
zuwarten, weil sie oft irrtümlich hoffen, den Mietzins selbst aufbringen zu können.
Erst wenn das Quartalsende naht, sehen sie ein, daß der Mietzins nicht aus
eigenen Mitteln aufgebracht werden kann, und stellen dann an die Armenbehörden

ein entsprechendes Gesuch. Es wäre doch offensichtlich unbillig, wenn in
solchen Fällen die Heimatbehörden den Beitrag an die Mietzinsunterstützung
verweigern könnten unter Berufung darauf, die Konkordatsanzeige sei verspätet.
Deshalb ist die Anzeige der Allgemeinen Armenpflege Basel im vorliegenden
Falle als rechtzeitig erfolgt anzusehen, umsomehr, als sich der Unterstützte
überhaupt erst am 21. August an die Behörde gewendet hat, eine frühere Einreichung
der Konkordatsanzeige also schlechterdings unmöglich gewesen war.

Basclland. Der Armendirektor des Kantons Baselland äußert sich in „Richtlinien

zur Revision des Armengesetzes" über die dringend gewordene
Umgestaltung des A r me n w e fens. Die Revision muß zwei Momente
berücksichtigen: einmal die Entlastung der heimatlichen Bllrgergemeinden: denn auch

mit dein Ertrag von Armensteuern vermögen sie den an sie gestellten Anforderungen

nicht mehr zu genügen, und in einzelnen Gemeinden trifft es auf den

Kopf der Bevölkerung über 199 bis 264 Fr. an Armenlasten: sodann die
Besorgung der Armenpflege durch die Wohugemeiude und die Abschaffung der
Armenfürsorge auf Distanz: denn nach der Volkszählung von 1919 wohnten nur
noch 3ö/> der Einwohner in ihrer Heimatgemeinde, so daß für den Großteil der

Einwohner die Heimat zur Fremde und die Fremde zur Heimat geworden ist.
Bei der Neuordnung des Armenwesens kommt also die Belastung der heimatlichen
Bürgergemeinde mit der Armenfürsorge nicht mehr in Betracht, aber auch nicht die
Belastung der Wohngemeinde, weil dadurch namentlich die Vorortsgemeinden
der Stadt Basel: Binningen und Birsfelden erdrückt würden und die Frage,
wer sich der außerhalb des Kantons wohnenden Bürger anzunehmen hätte,
doch nicht gelöst wäre. Auch die Verstaatlichung der Armenfürsorge findet keine

Gnade, weil dem Staate die finanziellen Mittel fehlen für die Uebernahme
dieser Aufgabe/und die Verstaatlichung der Armenfürsorge die Schaffung
einer Beamtung erforderte und die Gefahr einer schablonenhaften und
bureaukratischen Besorgung des Armenwesens bestände. Geeignet scheint für Bafelland
allein eine Kombination der verschiedenen Systeme zu sein, wie sie das inter-



- 130 -
kantonale Konkordat enthält und wie sie kürzlich im Kanton Luz.'rn Gesetzeskraft
erlangt hat. Es wird also vorgeschlagen: eine Karenzzeit von 2 Jahren, wahrend
welcher Zeit eine allfällig eintretende Armenfürsorge durch die heimatliche
Bürgergemeinde zu übernehmen ist: zwei Drittel der Unterstützungskosten hat die

Wohngemeinde zu tragen, wenn die Dauer der Niederlassung mindestens zwei
und höchstens zehn Jahre beträgt, die Hälfte bei zehn- bis zwanzigjähriger und
einen Viertel bei mehr als zwanzigjähriger Niederlassung: der Staat übernimmt
die Kosten für die Unterstützung aller mehr als zwei Jahre außerhalb des Kantons
wohnenden KKntonSbürger und leistet den finanziell schwachen wohnörtlichen
Bürgergemeinden Hilfe. Dafür wird der Staat 356,666 Fr. benötigen, die
aufgebracht werden sollen: durch eine kantonale Armensteuer, Beiträge aus der
Staatskasse, Ertrag der Gebühren für die Erwerbung des Kantonsbürgerrechts
und Vergabungen und Vermächtnisse. Die Gemeindearmensteuern kämen in
Wegfall. - Oer Negierringsrat des Kantons Baselland hat untern? 6. Juli 1923
den von der Direktion des Innern aufgestellten Richtlinien znr Revision der
Armengesebgebung grundsätzlich zugestimmt und die Direktion des Innern
beauftragt, unter Fühlungnahme mit den interessierten Kreisen, den Entwurf einer
Vorlage an den Landrat auszuarbeiten. - Mitte Juli gab der Regierungsrat
sämtlichen Armenpflegen, Gemeinde- und Bürgerräten des .Kantons die
Richtlinien zur Revision des ArinengesetzeS bekannt, mit dem Ersuchen, sie einer
einläßlichen Prüfung zu unterziehen. Mitte Oktober fanden sich bezirksweise die
Vertreter der genannten Behörden znr gemeinsamen Aussprache zusammen und
billigten die vorgelegten Richtlinien. Wohl wurden z. B. bezüglich Karenzzeit,
Heimrnf und Heinrschaffung, Steuerbezug, Armenpolizei, Altersfürsorge, Kinder-
schntz, Finanzausgleich zwischen den finanziell schwachen und finanziell besser

gestellten Gemeinden, Beitritt zum interkantonalen Konkordat u.a.m., berechtigte
Wünsche geltend gemacht, sie stehen aber zu den aufgestellten Richtlinien nicht im
Widerspruch und sind erst bei der definitiven Ausarbeitung des Gesetzes zu
berücksichtigen. Auch der Verband der basellandschaftlichen Gemeindepräsidenten
befaßte sich in seiner Jahresversammlung von? 39. September einläßlich mit den

Richtlinien und stimmte ihnen einmütig zu. - Der Regierungsrat beantragte nun
dem Landrat unter den? 26. Oktober, zu beschließen: Es soll den? Volke gemäß
Z 43 der Staatsverfassung vom 4. April 1892 beantragt werden, 8 37 dieser
Verfassung in der Weise zu revidieren, daß an Stelle der heimatlichen Armenfürsorge
die wohnörtliche Armenfürsorge gemäß spezieller Gesetzgebung zu Recht erkannt
wird, und eS sei diese Revision durch den Landrat vorzunehmen. IV.

Bern. Das Ar m e n w e s e i? i m K a t o n B e r i? i m I a h re 1922.

Die, reinen Ausgaben des Staates fiie das Armenwesen betrugen im Jahre
1922 Fr. 6,712,976.97 gegen Fr. 5,766,416.73. Es ist.also eine Mehrausgabe von
Fr. 946,566.97 pro 1922 zu registriere??. In den drei Jahren 1929—1922 zusammen

kommen wir auf eine Zunahme der Ausgaben um Fr. 1,879,949.34. Die
Ursachen dieser erschreckeirden Mehrausgaben liegen, wie dies schon in den letzten
Fahre?? ausgeführt wurde, in der Teuerung der ersten Nachkriegszeit, der

Erhöhung der Pflegegelder für die ii? Anstalten und bei Privaten untergebrachten
Personen und ii? den auch für das Armenwesen sehr fühlbaren Wirkungen der
Arbeitslosigkeit. Die Mehrausgabe pro 1922 betrifft mit Fr. 26,785. 48 die
Verwaltungskosten (Besolduiigserhöhuiig und Vermehrung des Personals), in der

Hauptsache aber mit Fr. 881,596.46 die eigentliche Armenpflege und mit Fr.
34,321.75 die staatlichen Erziehungsanstalten Landorf, Aarwangen, Erstach, Brüt-
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telen und ^onvilicr, bei welchen namentlich geringere Erträgnisse der Landwirtschaft

eine Rolle spielen. Ter Hanptposten von Fr. 881,à 46 verteilt sich wie
folgt:

1. Es erhielten an Mehrkosten die Gemeinden für dauernd

4. Kosten gemäß Art. 5», 66, 113 und 123 U.- und N.-G. 201.007.63

Tie Mehrausgaben für Beiträge an die Gemeinden von Fr. 37,9,671. 69 und
Fr. 219,463.18 machen zusammen Fr. 579,134. 27 aus. Das sind, berechnet auf
die Gesamtsumme von Fr. 881,566.46, gut 65'/. Dieser Posten belastet und
beeinflußt die kantonalen Kredite am stärksten. Das Fahr 1922 war in bezug auf
die Kosten der Lebenshaltung und die Inanspruchnahme der öffentlichen Armen-
Pflege durch wirtschaftliche Not -verglichen mit seinen Borgängern wohl das
schwierigste. Dabei waren die -Gemeinden genötigt, im -Einzelfalle für die
Unterbringung in Privat- und Anstaltspflege marimale Aufwendungen zu machen.
Der Abbau der Kostgelder in Armen- und Krankenanstalten vollzieht sich zögernd
und vorläufig in unerheblichem Maße. Durch die gleichen Faktoren bedingt Waren
die Ausgaben des Staates fiir die auswärtige Armenpflege, besonders für die
auf seine Rechnung im Kanton unterstützten Hilfsbedürftigen.

Der Etat der dauernd Unterstützten aller Gemeinden mit örtlicher Armenpflege

umfaßte im Fahre 1922 11,478 Personen, wovon 6376 .Kinder und 8168
Erwachsene. Verminderung gegenüber dem Borjahre 56. Bon den Kindern sind
846, von den Erwachsenen 39.58 -in Anstalten Plaziert. Bei Privaten verkost-
geldet sind 3466 Kinder und 1592 Erwachsene. 2627 Kinder sind bei ihren Eltern
und 1911 Erwachsene -in Selbstpflege.

Die auswärtige Armenpflege verursachte Totalansgaben von Fr. 2,099,911. 40
im Fahre 1922 gegenüber Fr. 1,797,539.22 im Fahre 1921. Dabei entfallen
Fr. 715,328.26 auf die Nichtkonkordatskantone und Fr. 226,346.82 auf die .Kon¬

kordatskantone. 417,6 Angehörige der Nichtkonkordatskantone und 1478 der Kon-
kordatskantone wurden unterstützt. Die Gründe der Erhöhung der Kosten sind
die nämlichen wie in -den letzten Fahren. Zurzeit sind u. a. die Fälle noch recht

zahlreich, da bernische Angehörige aus dem Auslande - - jetzt hauptsächlich aus
Deutschland — freiwillig oder zwangsweise in den Heimatkanton zurückkehren,
weil sie in der Fremde kein erträgliches Auskommen mehr fanden. Die Versorgung

dieser - regelmäßig -vielköpfigen - - Familien bietet oftmals recht beträchtliche

Schwierigkeiten, verursacht auch entsprechende Ausgaben. Der leidige
Platzmangel in den verschiedenen Versorgungsanstalten des Kantons Bern besteht in
unvermindertem Grade fort, ganz besonders in den Irrenanstalten und in der

Anstalt für Epileptische in Tschugg. In diesem Zusammenhang macht die Armen-
d-irektion aus eine Frage aufmerksam, die, weil -vielleicht auch in andern
Kantonen gelegentlich zu bemerken, hier registriert sei. Es gibt nämlich
Gemeindeverwaltungen, die sich nicht scheuen, irgend ein „gefehltes" Weibsbild, um es los
zu werden, an einen Mann zu verkuppeln, der regelmäßig auch einer solchen
Gefährtin würdig ist, sei es seinem Charakter, sei es seinem Intellekt nach. Die Direktion

vernimmt von der Sache aber regelmäßig erst dann, wenn das „Geschäft"
bereits perfekt, d. -h. die Trauung bereits vollzogen ist, und dann die Folgen

Unterstützte
2. Für vorübergehend Unterstützte

Auswärtige Armenpflege:
3. Unterstützung außer Kanton

Fr. 359.671.63
219,463.18

161,364. 56

Fr. 881,566.46
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eintreten, die von vornherein aus einer derartigen „Ehe" zu erwarten waren.
Rückgängig gemacht werden kann sie aber dann nicht mehr. Aber auch wenn die
Armendirektion zufällig von solchen Machenschaften erfahren wurde, bevor die
Ehe geschlossen ist, so würde ihr das gegenwärtige eidgenössische Eherecht doch

rechtmäßig keine Handhabe bieten, um den sich vorbereitenden Skandal zu
verhüten. Man darf sich aber füglich fragen, ob ein solcher Znstand der Gesetzgebung
auf unbegrenzte Zeit weiterdauern soll. Es ist übrigens beizufügen, daß auch

ohne Mithilfe solcher unlautern Machenschaften noch viel zu zahlreiche Ehen
geschlossen werden, die sollten untersagt werden können, weil sie von vornherein,
infolge der mißlichen Qualitäten der Ehegatten, kein irgendwie gedeihliches
Familienleben und insbesondere auch keine brauchbare Nachkommenschaft erwarten

lassen. Eben in diesen bösen Zeiten, wo die Armenlasten in einer Weise
anschwellen, daß sie ein Gemeinwesen, wie gerade den Kanton Bern, fast zu
erdrücken drohen, muß diese Frage einer Reform unseres Eherechtes ernstlich in
den Vordergrund des allgemeinen Interesses treten.

In der „Konkordatsfrage" hat Bern bekanntermaßen von Anfang an die Stellung

eingenommen, die seinen besondern Verhältnissen entspricht. Im diesjährigen

Verwaltungsbericht wird über die seitherige Entwicklung referiert und der
Text der wesentlichen Aenderungen mitgeteilt. Der Bericht kommt ferner auf
einzelne Fälle zu sprechen, die im Berichtsjahre zu bundesrätlichen Entscheidungen
Anlaß gegeben haben. Im Anschluß daran macht die kantonale Armendirektion
einige Bemerkungen zuhanden der lokalen Armenbehörden: Wenn es auch

absolut zu begrüßen ist, daß für Fälle von Differenzen der Entscheid des Bundesrates

möglich ist, so ist es unseres Erachtens ebenso wichtig, von welchem Geiste
die Verantwortlichen Behörden in der Ausübung der wohnörtlichen Armenpflege
beseelt sind. Ist die Armenpflege getragen Von einer wohlwollenden Gesinnung
gegenüber jedem Mitbürger, der unverschuldet in Not geraten ist, und von dem
ehrlichen, freundeidgenössischen Willen, mit Rücksicht auf die nun vorhandene
gesetzliche Ordnung nach Bedürfnis mit Rat und Tat zu helfen, auch wenn es

sich nicht um einen Qrtsbürger handelt, so macht sich die interkantonale Erledigung

eines Unterstützungsfalles auf dem einfachen Wege der gegenseitigen
Verständigung, und eines Entscheides des Bundesrates bedarf es gar nicht. Aber in
diesem Punkte hapert es noch mancherorts. Der Konkordatsgedanke ist noch nicht
überall in den Wohngemeinden willkommen: man war zu lange an das System
der heimatlichen Armenpflege gewöhnt und steht der Neuerung da nnd dort eher
ablehnend gegenüber. Die Art und Weise, wie sich die. Abneigung gegen das
Konkordat äußert, ist verschieden. Mitunter wird aus nichtigen Gründen
Unterstützung verweigert, wobei die heimatlichen Behörden von den Umständen des

Falles keine Kenntnis bekommen. Die Notlage wird so immer größer und führt
eines Tages in dieser oder jener Form zur Katastrophe. Der Hilfsbedürftige
Packt zusammen und begibt sich in seine Heimatgemeinde. Die Behörde des Wohn-
orts erklärt dann ruhig, die Familie sei freiwillig abgereist, und deshalb habe
der bisherige Wohnort mit ihr nichts mehr zu tun. Es kommt vor, daß ganz zu
Unrecht behauptet wird, es liege der Fall von Art. 13 .Konkordat vor, wonach
die armenpolizeiliche Heimschaffung erfolgen kann, wenn die Unterstützungsbe-
öürftigkeit herbeigeführt worden ist durch fortgesetzte arge Mißwirtschaft,
unverbesserliche Liederlichkeit oder gänzliche Verwahrlosung. Der betreffende
Unterstützungsbedürftige wird als Mißwirtschafter und liederlicher Mensch hingestellt,
damit man seiner los werden könne. Es erzeigt sich auch, daß die Behörde vor-



IN -
Handenein Elend gegenüber, obschon ihr diese Verhältnisse nicht unbekannt waren,
sich überhaupt passiv Verhalten hat. Ist dann, eben weil die Behörde ihre Pflicht
nicht getan hat, eine gänzliche Verwahrlosung, besonders der Kinder, eingetreten,
so will versucht werden, deswegen die Heimschaffung zu verlangen, also die
Familie abzuschieben. Bei solchem Anlasse muß öfters konstatiert werden, daß die
betreffende Behörde auch die Bestimmungen des schweizerischen Zivilgesetzbuches
entweder nicht gekannt oder absichtlich ignoriert hat, laut welchen in Fällen von
gefährdeter Erziehung von Kindern die Vormundschaftsbehörde des Wohnortes
und nicht die Heimatgemeinde einzuschreiten hat. Die kantonale Armendirektion
gibt sich alle Mühe, bernische Armenbehörden zu einer korrekten Beobachtung
der Konkordatsbestimmungen zu Verhalten.

Ueber die Tätigkeit des „Juspektorates" wird folgendes bemerkt: Obschon
das Konkordat für wohnörtliche Armenpflege in Kraft getreten ist, hat die
Arbeitslast des kantonalen Armeninspektorates in keiner Weise abgenommen. Die
in der Nachkriegszeit in Handel und Industrie ausgebrochene Krise, welche leider
für gewisse und zwar bedeutende Erwerbszweige heute noch fast unvermindert
anhält, brachte es mit sich, daß eine größere Anzahl außerhalb unseres Kantons
wohnender bernischer Industriearbeiter oder .kleiner Hausindustrieller (z. B.
Sticker, Uhrenmacher, Pierristen usw.) mit ihren oft zahlreichen Familien der

auswärtigen Armenpflege teilweise oder ganz zur Last fällt. Dann muß die

Armendirektion öfters in Fällen intervenieren, wo außer dem Kanton wohnende
bernische Familien aus dem Grund in Not gerieten, weil sie in den ersten Jahren
der Nachkriegszeit unter dem Druck der Wohnungsnot, um nicht obdachlos zu
werden, Liegenschaften oder Wohustätten kauften und diese oft überzahlten und
nun infolge des Preissturzes oder der Krisis auf dem Arbeitsmarkt ihren
eingegangenen Zahluugspflichten nicht mehr nachkommen konnten. Unter diesen Leuten

figurieren auch nicht wenige bernische Kleinbauern, die vor dem Krieg, während

desselben oder auch in der Nachkriegszeit die heimatlichen Täler verließen,
um sich in andern Kantonen anzusiedeln, und denen nun nicht nur der oft zu
teure Liegenschaftskauf, sondern auch der große Preissturz im Viehhandel
verhängnisvoll wurde, indem sie dadurch oft sehr rücksichtslosen Gläubigern (Viehjuden

oder deren Banken) ausgeliefert wurden.

Der Armeninspektor äußert sich auch in seinem Bericht über die Etatstreitfälle

zwischen den Gemeinden. Es drängt sich dem Inspektor beim Studium der
Akten oft geradezu auf, daß nicht wenige dieser Streitigkeiten, welche bis vor
die kantonale Armendirektion gezogen werden, oft weniger dem Verlangen nach

Recht als einer Art Rechthaberei ihren Ursprung verdanken. Wo der klare
Tatbestand und die Ausführungen der bei solchen Fragen in unterer Instanz
amtierenden Regierungsstatthalter bei irgendwie nicht durch Hintergedanken
getrübtem Urteil ergeben, daß nun einmal eine Person auf den Etat der dauernd
Unterstützten gehöre, sollte man nicht mit Rabulisterei etwas zu ervörteln suchen.

Solche Praktiken führen zu nichts als zu einer Menge unnützer Arbeit. Und
wenn in solchen Streitfällen dann, statt mit richtigen Motiven mehr so mit
Unterschiebungen und Anrempelungen gegenüber der Gegenpartei gefochten wird, so

macht das die Sache nicht besser, sondern ist nur um so bedauerlicher. Mit
diesen Bemerkungen soll natürlich das Recht der Gemeinden, ihre Interessen zu

wahren, in keiner Weise angetastet werden. Aber wir find überzeugt, daß man
sein Recht suchen kann auch unter Wahrung von Rücksichten, welche Anstand und

Loyalität verlangen.



- 134 -
Tessin. Dem Rechenschaftsberichte des Departementes des Innern ist zu

entnehmen, daß sich das Departement im Jahre 1922 mit 269 Nnterstützungsfallen
von Tesfinern zu befassen hatte. Nach einer Erhebung, welche das Departement
veranstaltete, haben die teffinischen Gemeinden im Jahre 1921 insgesamt an
1636 Unterstützungsfälle von Kantonsangehörigen Unterstützungen im Betrage
von 637,325 Fr. geleistet, und zwar 311,164 Fr. an 783 Unterstützte in den
Heimatgemeinden, 279,838 Fr. an 799 auswärtige Gemeindeangehörige und 46,322 Fr.
an 153 Angehörige anderer Gemeinden kraft Unterstützungswohnsitz. Von der

Gesamtunterstützungssumme entfallen 191,884 Fr. auf Geisteskranke, 129,278 Fr.
auf Waisenkinder, 171,144 Fr. auf alte Leute, 153,947 Fr. auf anderweitige
Unterstützungsfälle. — Die Unterstützung von 234 Ausländern und Schweizern
anderer Kantone erforderte einen Aufwand 'von 61,849 Fr., abzüglich 9285

Fr. Rückerstattungen. Nach Konkordat hatte der Kanton Tessin für schweizer
anderer Kantone in 11 Fällen 4399 Fr. aufzubringen, fiir T.'ssiner in andern
Konkordatskantonen (53 Fälle) 19,798 Fr. Mit Kreisschreiben vom 31. Juli und 13.

Dezember 1922 hat das Departement des Innern den Armenbehörden ihre Pflichten

gegenüber den Hilfsbedürftigen eindringlich ins Bewußtsein gerufen. Die
Behörden sollen nicht nur auf Hilfsgesuche hin, sondern von Amtes wegen sich

um die Notleidenden -bekümmern, ausreichende und rechtzeitige Hilfe leisten und
diese den vermehrten Bedürfnissen der kälteren Jahreszeit anpassen. Das gesetzliche

Verbot der Verpflegung von Armen durch den sog. Umgang und der Versorgung
durch Absteigerung wird den Gemeinden in Erinnerung gebracht. Alle Bürger,
insbesondere die Lehrer, Aerzte, Polizeibeamten und die Mitglieder der
Wohltätigkeitsgesellschaften werden eingeladen, die ihnen bekannt werdenden Fälle
von mangelhafter Pflichterfüllung der Armenpflegen dem Departement zur
Kenntnis zu bringen, damit dieses Gelegenheit zum Einschreiten bekommt. Eine
Hauptschwierig'keit für die Durchführung einer richtigen Armenfürsorge im Kanton

Tessin besteht bekanntlich darin, daß viele der kleinen Gemeinden kaum
imstande sind, die erforderlichen Mittel für das Notwendigste aufzubringen. Das
Departement verlangt, daß es damit nicht leicht genommen werde und erklärt
ausdrücklich, daß der ungünstige Stand der Gemeindefinanzen keinen Grund
bilde, um die Gemeinden von ihren gesetzlichen Pflichten zu entbinden.
Wahrscheinlich wird hier der Staat den Gemeinden tatkräftig zu Hilfe kommen müssen,
wie dies in andern Kantonen auch stattfindet. - Aus der Verwaltungsrechtsprechung

des Departements sind die Entscheide in extenso wiedergegeben. Einer
davon befaßt sich mit der V e r w a n d t e n u n t e r st ü tz u n g und gelangt u. a.
zur Festsetzung einer (subsidiären) HilfsPflicht des Schwiegervaters gegenüber der
Schwiegertochter. Die beiden andern über Fragen der Gemeindeunterstützungs-
pflicht und Kompetenzabgrenzung find nur von regionalem Interesse. di.

Zürich. Im Jahresbericht der kantonalen A r m e n d i r e k -

tion über das Ja h r 1922 finden wir auch interessante Ausführungen über
einen Ausschnitt ans der Praxis der Genieindearmenpflegen: die Unterbringung
der Hilfsbedürftigen an privaten Pflegeplützen und über die Förderung der
Berufslehre durch die Armenpflegen, wonach sich die Armendirektion mit Fragebogen

ini Dezember 1922 erkundigt hatte. Die Beschaffung von Privatpflege-
orten geschieht in den meisten Fällen durch persönliche Nachfrage am Orte selbst,
in zweiter Linie durch Zeitungsinserate. Abmachungen mit den Pflegefamilien
werden von den meisten Armenpflegen nur mündlich getroffen. Nur eine kleine
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Minderheit schließt schrifttiche Perträge ab. Die Beaufsichtigung der Pfleglinge
und Pflegeorte findet überall statt, aber in den verschiedensten Intervallen, und
die 'verschiedensten Personen befassen sich damit. Die Kostgeldansätze bewegen sich

für Kinder in der Höhe von 26(1--TM Fr., für Altersschwache und Gebrechliche
in der Höhe von IM—1128 Fr. Die Stufen 3M—466, 466 —566 und 566—6M
Fr. sind bei beiden Kategorien von Versorgungsbsdürstigen am meisten vertreten.
Sehr erfreulich ist zu sehen, wie die zürcherischen Armenpflegen es sich angelegen
sein lassen, den ihnen unterstellten jungen Leuten eine passende Berufslehre zu
ermöglichen. Nicht weniger als 455 Lehrlinge und Lehrtöchter wurden im Jahr
1922 mit einem Gesamtbetrag von 186,943 Fr. für die Berufslehre unterstützt.
Die verschiedensten Berufe waren dabei vertreten, auch freie Berufe (Lehrer
und Kunstmaler). Die Gesamtunterstützungsausgaben sind gegenüber dem Vorjahr

um rund 761),MO Fr. .gestiegen und betrugen 7,683,764 Fr. (1921: 6,913,877
Fr.). Neben der Steigerung der Uuterstlltzungsauslagen ging eine
abermalige Vermehrung der Unterstützungsfälle um 746 Fälle einher. Wegen
Bettels und Landstreicherei wurden den Armenpflegen 443 (1921: 497
Gemeindebürger polizeilich zugeführt, wovon 166 zum ersten Mal. — Die
14 Einwohnerarmenpflegen unterstützten Kantonsbürger mit 486,586 Fr.,
kantonsfremde Schweizerbürger mit 731,133 Fr. und Ausländer mit 145,165 Fr.,
total mit 1,356,818 Fr. Daran wurden erhältlich gemacht von heimatlichen
Armenbehörden: 336,446 ; 466,718 und 1172 Fr., total: 732,336 Fr., so daß also
aus eigenen Mitteln 624,488 Fr. geleistet wurden, wovon am meisten für die

kantonsfremden Schweizerbürger: 336,415 Fr. - - Die Heimschaffungsmaßnahme
gelangte in 146 Fällen zum Vollzuge. — Für arme erkrankte Kantonsfremde
leistete der Staat gemäß dem Bundesgesetz von 1873 und den bestehenden
Staatsverträgen 486,463 Fr., davon entfielen auf kantonsfremde Schweizerbürger
316,646 Fr., auf Ausländer 174,247 Fr. IV.

— Der Deutsche HilfsVerein begegnet mit seinem segensreichen

Wirken immer noch der Gleichgültigkeit und Lauheit vieler Landsleute.
Trotzdem ist es ihm gelungen, seinen Mitgliederbestand zu vergrößern. Auch die

Höhe der Mitgliederbeiträge hat zugenommen und ebenso die Geschenke. Unterstützt

wurden im Jahre 1922 596 Personen mit 21,867 Fr. Heimbefördert wurden
366 Personen. Aus der Heimat der Unterstützten konnten keinerlei Zuschüsse

erhältlich gemacht werden. In Verbindung mit dem Deutschen HilfsVerein steht
die Schweizerische Hilfsstelle für deutsche bedürftige Kinder und teilt mit jenem
das Bureau. Die Gesamtunkosten betrugen 16,291 Fr. IV.

— Die freiwillige und Eiuwohnerarmenflege der Stadt
Winterthur, entstanden aus der Verschmelzung der HilfsVereine und
freiwilligen Armenpflegen von Winterthur, Oberwinterthur, Seen, Töß, Veltheim
und Wülflingen, hat im Jahre 1922 nach den beiden Grundsätzen, den zu
Sektionen des Gesamtvereins gewordenen ehemaligen Ortsvereinen eine möglichst
große Selbständigkeit zu lassen und das Kassenwesen und die gesamte Korrespondenz

zu zentralisieren, gearbeitet und ist damit gut gefahren. Der Verkehr
zwischen dem Sekretariat und den Geschäftsstellen der einzelnen Sektionen war
ein reibungsloser. Die Einrichtung, daß die Petenten sich in ihrem Wohnkreis
selber melden und die Gaben in Empfang nehmen können, hat sich ebenfalls
bewährt. — Die politische Gemeinde Winterthur subventionierte die freiwillige
und Einwohnerarmenpflege mit 56,666 Fr., der Kanton Zürich mit 8666 Fr. Von
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Heimatgouieivben und an Rückerstattungen nnlrden vom Sekretariat 12,3,Z1l) Fr.
erhältlich gemacht. Die Unterstützungen beliefen sich auf 193,151 Fr., die
Verwaltungskosten auf 31,559 Fr. In 799 Fällen wurde unterstüht, 191 bezogen sich

auf Ausländer. IV.
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